Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drudtsadie V/ 3684 


Der Parlamentarische Staatssekretär 

des Bundesministers für Wirtschaft Bonn, den 19. Dezember 1968 

I C 2 - 68 00 00/2 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Härtefonds des Absicherungsgesetzes 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
- Drucksache V/3590 - 


Die Kleine Anfrage wird im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister der Finanzen wie folgt beantwortet: 


1. Welchen Betrag beabsichtigt die Bundesregierung zum Ausgleich 
des in Durchführung des Absicherungsgesetzes von ihr ange- 
kündigten Härteausgleichs für die Folgen des Gesetzes bereit- 
zustellen? 


Die Bundesregierung beabsichtigt, im Rechnungsjahr 1969 die 
Mehreinnahmen aus dem Absicherungsgesetz — nach der ge- 
genwärtigen Schätzung 500 Millionen DM bis 700 Millionen 
DM — für ein binnenwirtschaftliches Programm zur Erleichte- 
rung der Strukturanpassung bereitzustellen. Es sollen Zuschüsse 
vornehmlich für Investitionen von Unternehmen struktur- 
schwacher Produktionszweige gegeben werden. 


2. Wer trifft die Entscheidung darüber, in welchen Fällen aus Mit- 
teln des Härtefonds eingegriffen werden soll? 

Die Entscheidung darüber, in welchen Fällen mit Mitteln des 
genannten Programms geholfen werden soll, trifft der Bundes- 
minister für Wirtschaft. 

3. Weldie Wirtschaftszweige können als Folge des Absicherungs- 
gesetzes mit einem Ausgleich rechnen? 

4. Wird die Bundesregierung Richtlinien erlassen, aus denen die 
Wirtschaft entnehmen kann, ob sie mit einem Ausgleich aus 
dem von ihr angekündigten Härtefonds rechnen kann? 


Es besteht schon jetzt Einvernehmen darüber, daß Hilfen für 
den Steinkohlenbergbau, für die Werftindustrie, für die eisen- 
schaffende Industrie, für strukturschwache Teilbereiche der 
Textilindustrie und mit diesen gleichzusetzende Produktions- 
zweige gegeben werden sollen. 


Druck: Budidrudcerei Peter Meier, 5201 Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 3551 
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Der Bundesminister für Wirtschaft wird im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen Richtlinien erlassen, aus 
denen entnommen werden kann, in welchen Fällen Hilfen in 
Betracht kommen. 


5. Ist die Bundesregierung bereit, einen parlamentarischen Beirat 
zu schaffen, der ein Mitspracherecht bei der Vergabe von Mit- 
teln aus dem Härtefonds hat? 

Die Bundesregierung rät davon ab, einen parlamentarischen 
Beirat dieser Art zu bilden; sie ist der Auffassung, daß die Ver- 
gabe der Mittel dieses Programms Aufgabe der Exekutive ist. 
Sie ist bereit, dem Deutschen Bundestag über die Abwicklung 
des Programms zu gegebener Zeit eingehend zu berichten. 


6. Wann wird die Bundesregierung Parlament und Öffentlichkeit 
von den von ihr in Aussicht genommenen Maßnahmen unter- 
richten? 

Der Bundesminister der Finanzen wird dem Haushaltsausschuß 
demnächst einen Vorschlag zur Schaffung eines ergänzenden 
Ausgabeansatzes übergeben. Dieser Vorschlag wird auch einen 
Text für die Erläuterung des entsprechenden Titels enthalten. 
Die Richtlinien für die Mittelvergabe sollen bekanntgegeben 
werden, sobald der Deutsche Bundestag dem Ausgabetitel und 
dem damit beabsichtigten Programm zugestimmt hat. 


Dr. Arndt 
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